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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die vom Deutschen Bundestag in seiner 89. Sitzung am 
11. November 1959 beschlossene Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) — Drucksachen 55, 1094 Anlage 1, 1321 — wird nach 
Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse 
geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 
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Deutscher Bundestag — - 3. Wahlperiode 


Anlage 


Änderungen 

der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 


1. § 8 

Dem § 8 wird an Stelle des Satzes 2 folgender 
neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Der Vorsitzende bestimmt vor Beginn 
des Geschäftsjahres für dessen Dauer, nach 
welchen Grundsätzen die Mitglieder an den 
Verfahren mitwirken; diese Anordnung kann 
nur geändert werden, wenn dies wegen Über- 
lastung, ungenügender Auslastung, Wechsels 
oder dauernder Verhinderung einzelner Mit- 
glieder der Kammer nötig wird. 11 

Der bisherige Satz 1 des § 8 wird Absatz 1. 


2. § 9 Abs. 3 

§ 9 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Senate des Oberverwaltungsgerichts 
entscheiden in der Besetzung von drei Richtern; 
die Landesgesetzgebung kann vorsehen, daß 
die Senate in der Besetzung von fünf Richtern 
entscheiden, von denen zwei auch ehrenamt- 
liche Verwaltungsrichter sein können.“ 


3. §§ 23 und 24 

a) § 23 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) In besonderen Härtefällen kann außer- 
dem auf Antrag von der Übernahme des 
Amtes befreit werden.“; 

b) § 24 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. einen Ablehnungsgrund nach § 23 Abs. 1 
geltend macht oder“; 

c) in § 24 wird ein neuer Absatz 2 mit folgen- 
dem Wortlaut eingefügt: 

„(2) In besonderen Härtefällen kann 
außerdem auf Antrag von der weiteren 
Ausübung des Amtes entbunden werden."; 

d) der bisherige § 24 Abs. 2 wird § 24 Abs. 3. 

In Satz 1 werden nach den Worten „des Ab- 
satzes 1 Nr. 3 und 5“ die Worte „und des 
Absatzes 2“ eingefügt; 

e) dem § 24 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Absatz 3 gilt entsprechend in den Fäl- 
len des § 23 Abs. 2.“; 

f) der bisherige § 24 Abs. 3 wird § 24 Abs. 5. 
Die Worte „Absatz 2" werden durch die 
Worte „Absatz 3“ ersetzt. 


4. § 33a (neu) 

Nach § 33 wird folgender neuer § 33a eingefügt: 
„§ 33a 

Die §§19 bis 33 gelten für die ehrenamtlichen 
Verwaltungsrichter bei dem Oberverwaltungs- 
gericht entsprechend, wenn die Landesgesetz- 
gebung bestimmt hat, daß bei diesem Gericht 
ehrenamtliche Verwaltungsrichter mitwirken.“ 

5. § 59 Abs. 1 

In § 59 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

6. § 94 Abs. 2 

In § 94 Abs. 2 werden die Worte „nicht rechts- 
fähige Personenvereinigung“ ersetzt durch das 
Wort „Vereinigung“. 

7. § 98 Abs. 2 

§ 98 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Auf Antrag eines Beteiligten entscheidet das 
Gericht der Hauptsache durch Beschluß, ob 
glaubhaft gemacht ist, daß die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für die Verweigerung der Vor- 
lage von Urkunden oder Akten und die Ertei- 
lung von Auskünften vorliegen." 

8. § 123 Abs. 2 

In § 123 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„schriftlich" die Worte „oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle“ ein- 
gefügt. 

9. § 146 Abs. 1 

In § 146 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Worte „oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle“ ein- 
gefügt. 

Satz 2 wird gestrichen. 

10. § 178 (§ 26 Abs. 2 EGGVG) 

In § 26 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen. 

11. § 186 Abs. 3 (neu) 

Dem § 186 wird folgender neuer Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Die Länder können auch bestimmen, daß 
Rechtsbehelfe keine aufschiebende Wirkung 
haben, soweit sie sich gegen Maßnahmen rich- 
ten, die in der Verwaltungsvollstreckung ge- 
troffen werden.“ 
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